Deutsche Stiftung
fir internationale rechtliche
Zusammenarbeit e.V.

Deutsche Stiftung fir internationale rechtliche Zusammenarbeit e.V.

53134 Bonn

An das
Justizministerium

der Republik Estland
z.Hd. Herrn Vizekanzler
Priidu Parna

Suur-Karja 19

EE-0104 Tallinn
Republik Estland

Sehr geehrter Herr Parna,

Bonn, den 15. Juli 1996
UbierstraRe 92, 53173 Bonn
Postfach 20 04 09, 53134 Bonn
Telefon: 0228 / 9555-103

Telefax: 0228 / 9555-100

AZ: Sp857R/96

(bei Antwort bitte angeben)

als Anlage libersende ich Ihnen ein Gutachten im Hinblick auf diejenigen Vor-

schriften des Besonderen Teils des Schuldrechtentwurfs, die sich mit der bir-

gerlich-rechtlichen Gesellschaft, der stillen Gesellschaft, dem Beférderungsver-

trag sowie dem Speditionsvertrag befassen.

Mit freundlichen GriRen

Sl Blata

(Sabine Stadler)
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04.07.1996
WERNER JUNGE 53121 BONN

RECHTSANWALT HAINSTRASSE 62
FERNRUF: (02 23) 61 22 21

Kurzgutachten

zu drei Abschnitten des Entwurfs eines
Zivilgesetzbuches fiir die Republik Estland

l. Gesellschaft

Eine ausfiihrliche Regelung des Rechts der burgerlich-rechtlichen Gesell-
schaft - oft auch als "einfache" Gesellschaft bezeichnet - ist zweckmaRig, weil
diese Gesellschaftsform fiir alle gesetzlich zulassigen Zwecke verwandt wer-
den kann und in der Praxis breite Verwendung findet. Die Vorschriften
mussen deshalb sehr flexibel sein und bis auf wenige Ausnahmen dem Ge-
sellschaftsvertrag den Vorrang einrdumen:; diese Flexibilitit ist im Entwurf ge-
wahrleistet, weil lediglich die §§ 8 Abs. 2, 20 Abs. 5 und 21 Abs. 4 Satz 2
zwingendes Recht darstellen.

In der Praxis finden sich Gesellschaften birgerlichen Rechts nicht nur im ge-
werblichen Bereich, etwa bei den Arbeitsgemeinschaften des Baugewerbes,
den Konsortien im Kreditwesen oder im Kleingewerbe. Auch die Zusammen-
arbeit freier Berufe erfolgt in der Regel in der Form einer solchen Gesellschaft;
klnftig gibt es dafir in der Europaischen Union auch die Partnerschaftsgesell-
schaft als besondere Rechtsform. SchlieBlich wird diese Gesellschaftsform
auch im privaten Bereich in Anspruch genommen, meist allerdings nur fur
kurzfristige gemeinsame Zwecke, etwa die gemeinsame Nutzung von Kraft-
fahrzeugen oder teuren technischen Geriten.

KONTEN: POSTGIROAMT KOLN 54260-502 (BLZ 370 100 50): DEUTSCHE BANK BONN 035/0009 (BLZ 380 700 59)



Eine ausfihrliche und mehr auf den gewerblichen Bereich zugeschnittene
Regelung dieser Gesellschaftsform ist auch deshalb zweckmaRig, weil die
Vorschriften zugleich die Grundlage fiir die Offene Handelsgesellschaft und
die Kommanditgesellschaft sind (vgl. § 105 Abs. 2 und § 161 Abs. 2 HGB).
Deshalb ist es auch sinnvoll, daR bereits bei der einfachen Gesellschaft zwei
handelsrechtliche Vorschriften tibernommen worden sind, namlich die §§ 9
und 10. Sie entsprechen den §§ 116 Abs. 1 und 2 sowie 112 HGB. ™

Da sich der Entwurf weitgehend in Aufbau, Reihenfolge und sogar Wortlaut an
die §§ 705-740 BGB anlehnt, bedarf es nur weniger Anmerkungen:

§1
Die Rechtsprechung hat fiir die Personengesellschaft die sog. Treuepflicht
entwickelt, die im Entwurf beispielsweise in § 10 und fiir die Stille Gesellschaft
in § 33 Abs. 5 Satz 2 Ausdruck findet. Es wire deshalb zu Uberlegen, cb-rioht
bereits bei der Grundvorschrift des § 1, die ja auch fur die Offene Handels-
gesellschaft und die Kommanditgesellschaft gilt, in einem zweiten Absatz
diese Treuepflicht gesetzlich zu verankern. Die Formulierung kénnte etwa
lauten:
"Die Gesellschafter sind tber die im Gesellschaftsvertrag vereinbarten
Beitrage hinaus verpflichtet, den gemeinsamen Zweck der Gesellschaft
zu férdern, Schaden von der Gesellschaft abzuwenden und auf die
Interessen der Mltgesellschaﬁer Rucksicht zu nehmen e

§2
Abs. 1 erwahnt zurecht, daR ein Gesellschafter als Beitrag auch die Leistung
von Diensten einbringen kann. Ebenso ist es zulassig, als Beitrag lediglich die
Nutzung von Grundstiicken oder beweglichen Giitern einzubringen wie sich
aus den §§ 2 Abs. 4, 23 Abs. 3, 26 Abs. 2 und 30 Abs. 2 des Entwurfs ergibt.
Wegen der praktischen Bedeutung der Nutzungsiberlassung sollte erwogen
werden, auch diese Form eines Gesellschafterbeitrags ausdriicklich in § 2
Abs. 1 zu erwahnen, etwa wie folgt;
"Der Beitrag eines Gesellschafters kann in jeder Forderung des
gemeinsamen Zwecks bestehen, auch in der Leistung von Diensten
oder in der Uberlassung der Nutzung von Grundstiicken oder be-
weglichen Gegenstanden".



§7

Diese Regelung ist angemessen und entspricht auch der Rechtsprechung,
weil sie auf das Ergebnis abstellt, das im Interesse der Gesellschaft liegen
muld.

§ 8 Abs. 2
Die zwingende Regelung fiir Rechenschaft und Information durch den ge-

schaftsfuhrenden Gesellschafter ist eine gute Lésung und besser als bislang
in Deutschland der § 716 Abs. 2 BGB.

§9

Die Vorschrift ist dem deutschen Handelsgesetzbuch entnommen, namlich
dem § 116 Abs. 1 und 2 HGB. Angesichts der vagen Umschreibung des Ge-
sellschaftszwecks im Gesellschaftsvertrag bedarf es einer solchen Sicherung
der Gesellschafter, insbesondere derjenigen, die nicht zur Geschaftsfiihrung
berechtigt sind. Was uber den alltaglichen Rahmen der Geschifte der Gesell-
schaft hinausgeht, lauft regelmaRig Gefahr, den bisherigen Gesellschafts-
zweck zu Uberschreiten. Deswegen ist die Zustimmung aller Gesellschafter
erforderlich, soweit nicht im Gesellschaftsvertrag etwas anderes bestimmt ist.

§ 10

Dieses Wettbewerbsverbot entspricht dem § 112 HGB und ist ein Ausdruck
der Treuepflicht, die zwischen den Gesellschaftern besteht. Es bleibt Sache
des Gesellschaftsvertrages, ausnahmsweise Gesellschaftern ausdriicklich die
Flhrung bestimmter Eigengeschéfte zu gestatten, welche mit dem Gesell-
schaftszweck kollidieren kénnen.

§ 16 Abs. 2und 3
Diese beiden Vorschriften korrespondieren mit den §§ 7 und 9 des Entwurfs
und sichern die anderen Gesellschafter vor einer Uberschreitung des Gesell-

schaftszwecks. Die Konsequenz daraus ist allerdings auch, daR im Verhaltnis
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macht Gewilheit verschaffen muR. Fiir den Geschaftsverkehr ist dies eine
gewisse Behinderung, die jedoch bei einfachen Gesellschaften in Kauf ge-
nommen werden kann. Bei Kapitalgesellschaften ist die ultra-vires-Lehre
inzwischen aufgegeben.

§ 18

Die gesamtschuldnerische Haftung aller Gesellschafter fiir die Verpflich-
tungen, die gemeinschaftlich gegentber Dritten eingegangen sind, ist ein
Kernstiick der einfachen Gesellschaft.

§ 19

In Abs. 1 Nr. 6 ist nicht recht e[sichtlich, an welchen Fall bei der Handlungs-
unfahigkeit eines Gesellschafters gedacht ist. Es kénnte der Eall sein, dal ein
Gesellschafter fir geschaftsunfahig erklart wird. Es kénnte aber auch der Fall
sein, daB ein Gesellschafter, der sich zur Leistung von Diensten verpflichtet
hat, diese Dienste nicht mehr erbringen kann. Die Frage miBte noch geklart
werden.

§ 21

Die Vorschrift, daB ein Erbe nicht automatisch Gesellschafter werden kann
und eine entsprechende Veréinbarung nichtig ist, entspricht dem personen-
bezogenen Charakter der einfachen Gesellschaft und korrespondiert mit § 28,
wonach die Gesellschaft beim Tode eines Gesellschafters nach den Bestim-
mungen des Gesellschaftsvertrages fortbestehen soll.

§ 25 Abs. 2

Diese Vorschrift entspricht dem § 735 BGB und erganzt im Innenverhéltnis die
gesamtschuldnerische Haftung aller Gesellschafter nach auRen.



§ 31 Abs. 3

Auch diese Bestimmung ist dem deutschen Handelsgesetzbuch entnommen,
namlich § 159 HGB. Inzwischen hat sich aber herausgestellt, daR bei Dauer-
schuldverhéltnissen die fiinfjahrige Verjahrung nicht greift. Beispielsweise bei
Versorgungszusagen fir eine Altersversorgung tritt mit der Pensionierung die
Falligkeit der Grundverpflichtung ein und die einzelnen monatlichen Versor-
gungsbezige verjahren dann erst fiinf Jahre nach ihrer Falligkeit. Deshalb
sind die §§ 159/160 HGB inzwischen auch novelliert worden. Auch der vorlie-
gende Entwurf sollte die Haftung des ausgeschiedenen Gesellschafters ge-
nerell auf fiinf Jahre begrenzen, um von vornherein Klarheit zu schaffen.

Stille Gesellschaft

Die Regelungen fiir die Stille Gesellschaft entsprechen weitgehend den
§§ 230-237 HGB, wobei einige Verbesserungen gegeniiber dem deutschen
Recht wichtig sind.

§ 33
In Abs. 5 Satz 2 ist es eine wichtige Neuerung, daR ausdriicklich die Treue-
pflicht des Unternehmers betont wird.

§ 38

In Abs. 1 ist die Frist von 30 Tagen in der Regel zu kurz, wenn das Unterneh-
men, an dem die stille Beteiligung besteht, ein Handelsgewerbe betreibt. Ins-
besondere bei Kapitalgesellschaften, an denen ebenfalls eine stille Beteili-
gung mdglich ist, gelten nach dem Bilanzrichtliniengesetz wesentlich langere
Fristen fir die Aufstellung des Jahresabschlusses. Die Regelung ist deshalb
nur akzeptabel, weil sie dispositiv ist und der Gesellschaftsvertrag tiber die
stille Beteiligung etwas anderes bestimmen kann.



Sehr wichtig und neu ist die Vorschrift in § 38 Abs. 3, wonach die Einlage
eines stillen Gesellschafters, die noch nicht vollstandig geleistet wurde, zu-
nachst mit seinen Gewinnanteilen aufgefiillt wird. Dies dient der Sicherung der
Glaubiger und des Unternehmers.

§ 40
Auch hier ist die Frist von 30 Tagen nach Auflésung der Gesellschaft zu kurz
fir eine korrekte Auseinandersetzung. Die Vorschrift ist jedoch dispositiv.

Befdrderungsvertrag

Der Entwurf ubernimmt in den §§ 5-25 weitgehend das deutsche Frachtrecht,
wie es in den §§ 425-452 HGB kodifiziert ist. In Deutschland spielen diese
Vorschriften jedoch nur eine geringe praktische Rolle, weil sie von Spezial-
gesetzen fur die einzelnen Beférderungsarten ergéanzt und oft auch modifiziert
werden (Eisenbahnverkehrsordnung, Binnenschifffahrtsgesetz, Guterkraftver-
kehrsgesetz, Personenbeférderungsgesetz). Dazu kommen fiir den grenz-
mmémationaler Abkommen, beispiels-
weise fur den Guterkraftverkehr CMR und TIR sowie fir den Luftverkehr das
Warschauer Abkommen. SchlieBlich haben sich in allen Bereichen Muster-
bedingungen durchgesetzt, wie sie von der Internationalen Handelskammer
oder der FIATA ausgearbeitet worden sind und fast regelmaRig angewandt
werden. Insbesondere der Inhalt der Transportpapiere wird dort ganz ein-
gehend geregelt.

Zum Entwurf dieses Abschnitts Uber den Beférderungsvertrag sind deshalb
nur wenige Anmerkungen zu machen:

§1

Es ist sinnvoll, in dieser Vorschrift die Personenbeférderung und den Fracht-
vertrag generell zusammenzufassen und hilfsweise bereits auf die Vorschrif-
ten Uber den Auftrag zu verweisen.



§2

Die Worte "im vorausgehenden" sollten gestrichen werden, weil fir genehmi-
gungspflichtige Beférderungsarten stets nur die gesetzliche Haftung gelten
soll und tiberhaupt nicht abbedungen werden darf, soweit nicht das Spezial-
gesetz eine Mdglichkeit dazu eroffnet.

§3

Diese Vorschrift fihrt fur genehmigungspflichtige Beférderungsarten den
Kontrahierungszwang ein, was konsequent ist und sich teilweise auch in
Deutschland findet. Friher wurden diese Tatigkeiten meist von der 6ffent-
lichen Hand als Daseinsvorsorge wahrgenommen. Bei ihrer Privatisierung
mufdte darauf geachtet werden, daR die allgemeine Beférderungspflicht und
damit die Versorgung der Bevélkerung mit Transportleistungen gesichert
blieb. Aus diesem Grunde muR der Kontrahierungszwang auch unabdingbar
sein, wie sich aus § 3 Abs. 4 des Entwurfs ergibt.

§4

Hier sollten bei der Ausnahme "sofern nicht durch Gesetze tber diese Befér-
derungsarten ein anderes bestimmt wird" ausdriicklich auch die internatio-
nalen Abkommen auf diesem Gebiet erwahnt werden. Sie werden zwar durch
Gesetz ratifiziert und sind damit theoretisch auch in dieser Ausnahme enthal-
ten, werden aber in der Rechtspraxis leicht Gibersehen. In der amtlichen Be-
grundung des Entwurfs sollten dartiber hinaus diejenigen Verkehrsabkommen
ausdricklich erwahnt werden, die im Wege der Staatennachfolge auch fiir die
Republik Estland gelten. Damit wiirde fiir die Rechtsanwender Klarheit ge-
schaffen.

Geprift werden sollte auch noch, ob bei der Anwendung dieses Teils auf die
Wasserbeférderung auch die Beférderung iiber See gemeint ist. Das Seerecht
unterliegt besonderen Bedingungen und internationalen Abkommen, sodaf in
der Praxis die allgemeinen Vorschriften nicht einmal hilfsweise angewandt
werden kénnen. Die Einzelheiten werden meist in ausfihrlichen Musterver-
tragen (Standardcontracts) geregelt. Wenn deshalb eine Ausnahme der See-
befdérderung erwogen wird, muRte es statt "Wasser-" Binnenschifffahrt heiRen.



§6

Hier sollte ein Hinweis auf den Gefahrguttransport erfolgen, der durch natio-
nale und vor allem auch internationale Regelungen sehr eingehend bestimmt
wird. Der Absender hat dabei besondere Informationspflichten und muR oft
auch behérdliche Genehmigungen beibringen.

§8
In Abs. 1 solite als Ausnahme hinzugefugt werden,

"sofern eine solche Verpackung erforderlich oder tblich ist".
Beispielsweise werden Stahlréhren oder Stahlbleche unverpackt geliefert, so-
weit nicht der Absender wegen des besonderen Verwendungszwecks eine
Sicherung gegen Flugrost fir notwendig halt. Das muf jedoch gesondert zwi-
schen den Parteien vereinbart werden. Ebenso kann die Einzelverpackung
einfacher sein, wenn die Guter gemeinsam in einem Sammelcontainer trans-
portiert werden. Bei der Benutzung von Paletten entfallt tiberhaupt jede Ver-
packung. Entscheidend sind praktisch die Handelsbrauche.

§ 10

Abs. 3 in dieser Vorschrift berschneidet sich mit § 15 Abs. 1, weil die Riick-
gabe des Frachtguts praktisch den Riicktritt vom Frachtvertrag bedeutet.
AulRerdem kénnten sich bei einem solchen Riicktritt nach § 10 Abs. 3 Uber-
schneidungen mit § 15 Abs. 2 des Entwurfs ergeben, wenn der Frachtfiihrer
zwar noch im Besitz des Gutes ist, aber schon den Frachtbrief dem
Empfanger Gibergeben hat. Deshalb sollte § 10 Abs. 3 besser gestrichen
werden. Die Materie wird in § 15 ausreichend geregelt.

§14

Die Vorschrift tber den gemeinschaftlichen Frachtfiihrer ist konsequent als
gesamtschuldnerische Haftung ausgestaltet, unterscheidet sich aber anschei-
nend bei der Schadensverteilung von der Haftung mehrerer Frachtfiihrer in

§ 13.In § 13 Abs. 3 wird der Schaden nach dem Verhaltnis der Anteile an der
Fracht umgelegt, in § 14 Abs. 2 dagegen nach den Anteilen an der Lange der
Beférderung, die jeder der gemeinschaftlichen Frachtfiihrer iibernommen hat.
Hier sollte in beiden Fallen der gleiche MaRstab fir die Lastenverteilung im
Innenverhéltnis der verschiedenen Frachtfiihrer genommen werden.



§19
Dieses Besichtigungsrecht des Empfangers vor Annahme des Gutes ist eine
praktisch wichtige Erganzung der bisherigen Bestimmungen.

§ 26

Die Sonderbestimmungen iber den kombinierten Frachtvertrag sind neu und
berticksichtigen die jingste Entwicklung im internationalen Frachtgeschaft, wo
die Internationale Handelskammer Einheitliche Richtlinien fiir ein kombiniertes
Transportdokument (1987) herausgegeben hat und auch die FIATA ein Uber-
tragbares Durchkonnossement fiir den kombinierten Transport (FBL) benutzt.
AuBerdem gibt es eine Konvention der Vereinten Nationen iiber die interna-
tionale multimodale Guterbefétderung. Der Untertitel ist deshalb eine Be-
reicherung des Transportrechts.

§ 27

Die Verweisung der Haftung in § 27 Abs. 2 auf das Recht der Strecken, wo
ein Schaden eintreten konnte, ist sachgerecht. Ebenso ist es im Innenver-
haltnis der verschiedenen Frachtfiihrer wichtig, dal nach § 27 Abs. 3 von den
Vorschriften nicht abgewichen werden kann. Damit werden schwierige recht-
liche Auseinandersetzungen im internationalen Privatrecht vermieden.

§ 33

Es ist zu begriRen, daR der kombinierte Frachtbrief an Order wie ein Order-
papier behandelt wird. Damit wird zugleich geklart, da alle sonstigen Fracht-
briefe nur Beweischarakter haben.



1.

-10 -

§ 38

Die Haftung des Personenbeférderers ist sehr streng geregelt und geht teil-
weise Uber die Haftung nach deutschem Recht hinaus. In § 38 Abs. 1 wird
praktisch nur die héhere Gewalt als Entlastungsgrund anerkannt. Davon wer-
den nach Abs. 4 auch noch Méangel des Befoérderungsmittels, des Werkstoffes
oder eine Funktionsstdrung ausgenommen. Ebenso wird in Abs. 5 "mensch-
liches Versagen" von den Entlastungsgriinden ausgenommen. Im Ergebnis
handelt es sich deshalb hier nicht mehr um eine Verschuldenshaftung, son-
dern um einen Fall der Gefahrdungshaftung. Das ist bei der Personenbe-
forderung jedoch sachgerecht, was auch die zwingende Regelung in Abs. 6
deutlich macht. Dabei ist es in Abs. 6 sehr wichtig, daR auch eine Verminde-
rung der Nachweislast fir den Personenbeférderer ausgeschlossen wird.

§42

Der kombinierte Personenbeférderungsvertrag entspricht modernen Anforde-
rungen. Die Verweisung in § 42 Abs. 2 auf die Bestimmungen fir die betref-
fende Beférderungsart bei jeder Beférderungsstrecke verteilt Rechte und
Pflichten sowie vor allem die Haftung der Personenbeférderer gerecht.

Speditionsvertrag

Fir den Speditionsvertrag hat der Entwurf die §§ 407-415 des deutschen
Handelsgesetzbuches ibernommen, die in Deutschland in der Praxis aller-
dings durch die Allgemeinen Deutschen Spediteurbgdmg@g@/vgm;éngt
werden (ADSp samt SVS/RVS). Im internati(m\al'e/n.Speiditionsgeschéft gelten
internationale Musterbedingungen wie FCR, FCT und FIATA FCR. Auf die
gesetzlichen Bestimmungen braucht in der Praxis meist nicht zuruckgegriffen
zu werden. Wichtig sind deshalb vor allem die zwingenden Bestimmungen

dieses Teils, weil sie sich auch gegen abweichende Vereinbarungen durch-
setzen.
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§2

Wichtig ist der neueingefiihrte Auskunftsanspruch des Spediteurs, weil der
Erfolg der Spedition von einer umfassenden Unterrichtung des Spediteurs ab-
hangt. Bei den Begleitpapieren, welche dem Spediteur zu Ubergeben sind,
handelt es sich heute nicht nur um die notwendigen Zollpapiere einschlieflich
des Ursprungszeugnisses, sondern vor allem auch um behérdliche Genehmi-
gungen bei Gefahrgut, beim Artenschutz, bei Exportgenehmigungen. Deshalb
ist es richtig, daR® der Versender fiir samtliche Informationsmangel haftet
(Abs. 3).

§3

In dieser Bestimmung werden in Abs. 2 und Abs. 4 haufige MiBbrauche im
Speditionswesen erfaltt, wenn,der Spediteur dem Versender eine héhere
Fracht berechnet und Rabatte und Pramien nicht weitergibt.

Zur Versicherungspflicht in Abs. 3 ist allerdings anzumerken, daR in der Regel
die Allgemeinen Geschaftsbedingungen oder Handelsbrauche die Versiche-
rung regeln. Oft wird dies sogar zwischen Versender und Empfanger
ausdricklich vereinbart. Die Nichtversicherung durch Versender oder Spedi-
teur ist deshalb die Ausnahme.

§5

Hier wird fur den Versender eine Erfolgshaftung eingefiihrt, was tiber die
normale Haftung fiir Verschulden hinausgeht. Auch § 51 ADSp bel4Rt es bei
der Verschuldenshaftung und kehrt nur die Beweislast um. In der kiinftigen
Praxis wird deshalb § 5 des Entwurfs wahrscheinlich regelmaRig abbedungen
werden.

§6

Auch das Ricktrittsrecht des Versenders geht sehr weit, wenn die Giiter dem
Spediteur noch "zur Verfligung stehen". Wenn der Spediteur namlich den
Frachtvertrag mit dem Frachtfiihrer abgeschlossen hat und in dieser Eigen-
schaft als Versender nochmals nach § 15 des Beférderungsvertrages neue
Weisungen geben kann, ist der Riicktritt praktisch bis zur Ubergabe des
Frachtbriefes oder der Guter méglich. Es scheint zweckmaRiger, dal Rick-
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trittsrecht des Versenders auf die Zeit zu beschrénken, in der die Giiter noch
"im Besitz" des Spediteurs sind. Nach Ubergabe der Giiter durch den Spedi-
teur an den Frachtfiihrer solite der Riicktritt vom Versender selbst ausgelbt
werden.

§9

Abs. 2 kann gestrichen werden, weil bereits in Abs. 1 vorgesehen ist, daR die
Parteien den Selbsteintritt des Spediteurs als Frachtfiihrer ausschlieRen
kénnen. Damit unterliegt der Selbsteintritt der Parteivereinbarung und ist nicht
zwingend.

§10
Die zwingende Bestimmung tiber Anzeigepflichten des frachtfiihrenden
Spediteurs ist wichtig, Abs. 3 ist deshalb gerechtfertigt.

§ 11

Die Vorschrift ist - wahrscheinlich durch einen Ubersetzungsfehler - unklar,
weil der Fall des reinen Spediteurs, der Frachtvertrage mit Frachtfiihrern ab-
schlielt, und der Fall des Selbsteintritts des Spediteurs auch als Frachtfiihrer
nicht klar genug voneinander geschieden sind. Die Vorschriften betreffen nur
den Fall, daB der Spediteur Frachtvertrage mit Dritten abgeschlossen hat und
ein Forderungsiibergang auf den Versender stattfindet. Im Falle des Selbst-
eintritts hat der Versender unmittelbare Anspriiche gegen den Spediteur,
sowohl als Spediteur wie auch als Frachtfiihrer.

Wenn die Bestimmung vor allem die Beférderung durch einen dritten Fracht-
fuhrer betrifft, ist der zwingende Charakter nach Abs. 4 wegen des gesetz-
lichen Forderungstibergangs notwendig.

Diese Vorschriften fur den Speditionsvertrag bilden eine ausreichende Grundlage fur
die Praxis, werden aber wahrscheinlich durch sehr viel eingehendere Allgemeine
Geschéftsbedingungen der Spediteure und Frachtfihrer erganzt werden. Dabei bie-
tet sich vor allem an, die Haftung des Spediteurs wie des Versenders durch eine
Versicherungspflicht zu begrenzen, so wie dies die Allgemeinen Deutschen Spedi-
teurbedingungen getan haben. Auf diese Weise 148t sich am besten ein Ausgleich
zwischen den Rechten und Pflichten der beiden Parteien erzielen.

Z —
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nsshlicige Bert
$ 230 HGB [Stille Gesclischaft)
(1) Wer sich als atiller Geaelischafter an dem Handelsgewerbe, das cin anderer betreibt, mit einer

Vermogenacinlage beteiligt, hat die Einlage so zu leisten, daB sic in das Vermdgen des Inhabers des Han-
delagewerbes Ubcrgeht.

2) Der Inhaber wird aus den im Betricb dea Handelsgewerbes geschl Geschifien allcin berechtigt und
verpflichtet.

Erlduterungen

Absatz 1.

Die stille Geselischaft bietet die Moglichkeit einer unternehmerischen Mitbeteiligung,
ohne daB eine AuBenhaftung gegeniber Glaubigern Gbemommen wird, wie dies bei
OHG oder XG erforderlich ist. Zudem kann sie vor der Offentlichkeit geheim gehalten
werden. Das iibernommene Risiko ist fiir den stillen Gesellschafter begrenzt: Wean er
die Teilnahme an Verlusten vereinbart, konnen diese auf die Einlage beschriinkt sein.
Die Parteien konnen die Teilnahme des stillen Gesellschafters an Verlusten auch aus-
schlieBen. Gegeniiber dem Kredit oder partiarischen Darlehen ist die Mitwirkung des
~geldgebenden Dritten” erweitert. Zudem kann der stille Gesellschafter sich an Unter-
nehmen beteiligen, die er u.U. in eigener Person aufgrund seiner beruflichen Stellung
nicht betreiben diirfte (fehlende Berufszulassung, Gewerbeerlaubnis etc.).

Fiir den Inhaber des Handelsgewerbes bietet sie den Vorteil, eine Vermdgenseinlage auf
langere Zeit zu erhalten. Auch von den Inhabern der Unternehmen wird die Moglichkeit
der Geheimhaltung geschatzt. Zudem sind die Konditionen, die dem stillen Gesellschaf-
ter fur die Uberlassung der Einlage eingerdumt werden miissen, zumeist giinstiger als bei
der Aufnahme von Kapital iber den Kapitalmarkt.
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Bei Kapitalgesellschaften bietet die stille Gesellschaft den Vorteil, eine Verbreiterung der
Eigenkapitalbasis zu schaffen, ohne daB eine KapitalerhShung notwendig ist. Die Einla-
gen sind leichter rickzahlbar als bei Kapitalherabsetzungen.

Die stille Gesellschaft kann aufgrund der genannten Besonderheiten daher vor allem in
folgenden Situationen praktische Bedeutung erlangen: Umwandlung eines Geschifts bzw.
Geschiftsanteils bei Riickzug eines Gesellschafters aus einer OHG oder KG; die Beteili-
gung (minderjahriger) Familienangehoriger (zumeist als Schenkung zur vor-
weggenommenen Erbfolge); als Form der Risikofinanzierung beim Aufbau eines
Unternehmens bzw. als Weg fur die Sanierung eines bestehenden Unternehmens sowie
zur Umwandlung von Glaubigeranspriichen, die kurzfristig nicht befriedigt werden kdn-
nen.

Absatz 1 enthilt die Definition der stillen Geselischaft, die Innengesellschaft ist, eine
gemeinsame Zweckverfolgung voraussetzt und bei der im Gegensatz zur AuBengesell-
schaft kein gesamthiinderisches Vermégen vorhanden ist. Diese drei Begriffe dienen
dazu, die stille Gesellschaft von anderen Rechtsgeschiften abzugrenzen:

Aus dem Begriff Innengesellschaft ergibt sich, daB die stille Gesellschaft ein rein
schuldrechtlicher Vertrag ist, der zwischen Inhaber des Unternehmens und einem Dritten
(dem stillen Gesellschafter) geschlossen wird. Im Gegensatz zur OHG oder KG tritt die
stille Gesellschaft nicht als rechtsfihige Person im Rechtsverkehr auf. Dies zeigt sich
zum einen daran, daB sie kein eigenes Vermogen besitzt. Die Einlage des stillen Gesell-
schafters geht in das Vermogen des Inhabers des Unternehmens iiber. Zum anderen wird
aus Geschiften nur der Inhaber des Unternehmens berechtigt und verpflichtet. Im Gegen-
satz zu OHG und KG entsteht gegeniiber Dritten also keine gesamtschuldnerische Haf-
tung. Sofern eine Verlustteilnahme des stillen Geselischafters vereinbart ist (gesetzlicher
Regelfall nach § 81 Abs. 2), wirkt sie nur im Innenverhiltnis, also zwischen Inhaber des
Unternehmens und dem stillen Gesellschafter. Der stille Gesellschafter haftet also nie
unmittelbar gegeniiber Dritten.

Mit dem Merkmal der gemeinsamen Zweckverfolgung wird die stille Gesellschaft vom
Darlehen abgegrenzt. Der stille Gesellschafter schlieBt sich mit dem Inhaber des Unter-
nehmens zusammen, um dessen Geschift zu fordern und mit ihm zusammen Gewinne zu
erzielen. Der Darlehensgeber verfolgt demgegeniiber allein den Zweck, fir die Geldge-
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wihrung ein Entgelt, namlich die Zinsen, zu erhalten. Ist statt der Zinsen eine Teilnahme
am Gewinn des Unternehmens vereinbart (partiarisches Darlehen), wird die Abgrenzung
schwierig. Es sind alle Umstinde des Einzelfalls heranzuziehen: Zundchst kommt es auf
den Wortlaut der Vereinbarung an; die Bezeichnung "Beteiligung” spricht fir eine stille
Gesellschaft. Ebenso, wenn schon bei der Grindung des Unternehmens eine Finanzie-
rung gewihrt wird, da Darlehensgeber in derartigen Situationen zumeist zuriickhaltend
sind. Auch die Einraumung von Kontroll- und Mitspracherechten deutet auf eine stille
Gesellschaft hin. Vom Dienstvertrag mit Gewinnbeteiligung unterscheidet sich die stille
Gesellschaft dadurch, daf der stille Gesellschafter gleichberechtigt und nicht weisungs-
unterworfen ist.

Die stille Gesellschaft kann auf eine von mehreren Niederlassungen oder auf bestimmte
Betriebsteile beschrankt sein.

Die stille Gesellschaft wird durch einen schuldrechtlichen Vertrag begriindet. Dieser ist
grundsatzlich formfrei. Es bedarf keiner Eintragung ins Handelsregister (stille ! Gesell-
schaft). Durch den Einschub "soweit sich nicht aus anderen gesetzlichen Bestimmungen
etwas anderes ergibt”, wird auf Formvorschriften anderer Gesetze Riicksicht genommen.
Die Regelung des Abs. 1 zu Form und Eintragung dient also der Klarstellung.

Der Inhaber des Unternehmens kann die Vereinbarung nicht einseitig andem. Er darf
daher auch nicht die wesentlichen Grundlagen des Unternehmens oder dessen Rechtsform
ohne Zustimmung des stillen Gesellschafters andern. Ebenso bedarf die Aufnahme weite-
rer stiller Gesellschafter der Zustimmung.

Stiller Gesellschafter kann jedermann sein. Das gilt auch fur juristische Personen und
Handelsgesellschaften .

Absatz 2.

Absatz 2 Satz 1 verlangt zwingend die Einbringung einer Einlage. Abs. 2 Satz 2 dient
der Klarstellung.
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Absatz 3.

Wie bereits bei der Definition der Innengesellschaft angesprochen, wird der stille Gesell-
schafter im AuBenverhaltnis nicht berechtigt und verpflichtet. Aufgrund der schuldrecht-
lichen Bindung im Innenverhiltnis kann der Inhaber des Unternechmens nicht véllig frei
mit der Einlage umgehen, sondern mu8 auf die vertragliche Bindung zum stillen Gesell-
schafter Ricksicht nehmen und bei seiner Geschiftsfihrung die mit der Einlage verfolg-
ten Interessen des stillen Gesellschafters einbeziehen.

Zu Umfang und Einzelheiten Gber die Treuepflicht siehe die Erliauterungen zu § 12. Aus
der Treuepflicht kann sich im Einzelfall ein Wettbewerbsverbot ergeben. Ein generelles
Wettbewerbsverbot besteht dagegen nicht, da dies gerade ein Grund fir die Eingehung
einer stillen Gesellschaft ist.

Die Befugnis zur Geschaftsfihrung steht allein dem Inhaber des Unternehmens zu, sie
kann ihm nicht entzogen werden. Nach Vereinbarung kann der stille Gesellschafter
jedoch an der Geschiftsfithrung teilnehmen (vgl. § 80).

Tritt der stille Gesellschafter dennoch im AuBenverhiltnis auf, ist zu priifen, ob er als
Vertreter oder Prokurist des Inhabers handelte. Ansonsten gelten die Grundsitze Gber
den Rechtsschein.

Absatz 4.

Daf die Abtretung der Beteiligung der Zustimmung des Inhabers bedarf, versteht sich
angesichts ihres Charakters als Gesellschaft von selbst. Im Gegensatz zum Darlehen ist
die Bindung zwischen Inhaber und stillem Gesellschafter enger.

Daher bedarf auch die Ubertragung des Unternehmens, seine Aufgabe oder die Ande-
rung der Rechtsform oder des Untermehmensgegenstands der Zustimmung des stillen Ge-
sellschafters. Nachdem das Unternehmen stark vom Inhaber geprégt wird, sollte in der
Praxis die Zustimmung zur Ubertragung des Unternehmens nicht vorab erteilt werden,
sondern erst, wenn der neue Inhaber bekannt ist.
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Beide Seiten konnen unter dem Gesichtspunkt der Treuepflicht allerdings zur Zustim-
mung verpflichtet sein, soweit der andere Vertragsteil aus wichtigem Grund zur Ubertra-
gung gezwungen ist.

Im Gesetz nicht gesondert definiert wird die mehrgliedrige stille Gesellschaft und die
stille Gesellschaft mit mehreren stillen Gesellschaftern. Selbst ohne eine solche ausdriick-
liche Regelung im Gesetz ist eine mehrgliedrige stille Geselischaft zulissig. Anzuwenden
sind folgende Grundsitze: Sind mehrere stille Gesellschaften nebeneinander vorhanden
(mehrgliedrige stille Gesellschaft), stehen diese grundsitzlich unverbunden nebeneinan-
der, da jeder stille Gesellschafter nur vertragliche Bezichungen zum Inhaber des Unter-
nehmens eingegangen ist. Die stillen Gesellschafter kdnnen jedoch ihrerseits untereinan-
der eine zivilrechtliche Gesellschaft ohne eigenes Vermdgen bilden. Moglich ist auch die
Bildung nur einer stillen Gesellschaft mit mehreren stillen Gesellschaftern, sofern der In-
haber des Unternehmens in die Vereinbarung miteinbezogen wird.
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Absatz 1.

Absatz 1 soll klarstellen, da8 allein Anderungen im Innenverhiltnis erlaubt sind. Ande-
rungen im AuBenverhiltnis konnen dagegen dazu fihren, daB eine OHG bzw. KG vor-
liegt.

Absatz 2.

Absatz 2 gibt Bespiele fir mogliche Anderungen. So kdnnen die Befugnisse innerhalb
der stillen Gesellschaft genauso gedndert werden wie die Vermogensbezichungen. Es
darf jedoch kein Gesamthandsvermogen geschaffen werden, da ansonsten eine OHG oder
KG gegrindet wird. Die Vercinbarungen iiber das Vermbgen kdnnen daher nur rein
schuldrechtlichen nicht aber dinglichen Charakter haben, d.h. die Einlage mu8 nach wie
vor sachenrechtlich in das Vermogen des Inhabers des Unternechmens iibergehen.
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Im Gegensatz zum /nhaber des Unternechmens kann dem stillen Gesellschafter die Ge-
schaftsfGhrungsbefugnis aus wichtigem Grund entzogen werden. Daneben sind weitere
vertraglich vereinbarte Griinde denkbar. § 21 findet auf beide Fille Anwendung.
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§ 231 HGB [Gewian- und Verlustanteil]

(1) Ist der Anteil des stillen Gesellschafters am Gewinn und Verluste nicht bestimmt, so gilt ein den Umstin-
den Anteil als bed

() Im Gesellschaftsvestrag kann besti werden, daB der stille Geacllschafier nicht am Verlust teilnimmt;
scine Beteiligung am Gewinn kann nicht ausgeschlossen werden.

Erlauterungen

Absatz 1.

MabBgebend ist in erster Linie natiirlich die Vereinbarung der Parteien. Die Parteien kon-
nen daher auch ohne Riicksicht auf den Wert der Einlage eine abstrakte Quote festsetzen
oder die Bewertung der Vermdgensmassen regeln. Wird eine Einlage vdllig iberbewer-
tet, kann eine Schenkung vorliegen.
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Fehlt eine Vereinbarung, gilt als MaBstab das in Abs. 1 genannte Verhiltnis. Dieses be-
simmt sich nach dem Wert der beiden eingebrachten Vermogensmassen *Unternehmen®
einerseits und "Einlage" andererseits. Der Gesetzeswortlaut verdeutlicht, da nachtréigli-
che Veranderungen der Vermogensverhilmisse dieses Verhéltnis nicht verindern. Es soll
so verhindert werden, daB eine (meist die wirtschaftlich starkere) Seite durch Stehenlas-
sen von Gewinnen das Verhiltnis allmihlich zu ihren Gunsten verandert. Es ist auch eine
andere Vereinbarung moglich.

Absatz 2.

Nach Absatz 2 kann die fur die stille Gesellschaft typische Teilnahme am Gewinn nicht
ganzlich ausgeschlossen werden. Ansonsten lage keine stille Geselischaft mehr vor, son-
dem allenfalls ein anderes Rechtsverhaltnis. Ist etwa ein fester Betrag als “Gewinn® des
stillen Gesellschafters vereinbart, konnte statt der stillen Gesellschaft ein Darlehensver-
trag mit festem Zins gewollt sein. Der Parteiwille ist entsprechend auszulegen. Sollte da-
gegen tatsichlich eine stille Gesellschaft und kein anderes Rechtsgeschiift vereinbart sein,
ist der vereinbarte Gewinnausschlu8 nichtig und die Gewinnberechtigung besteht.

Zulassig ist es, einen Mindest- oder Hochstgewinn festzulegen. Ausgeschlossen ist dage-
gen nach dem Wortlaut eine blofie Umsatzbeteiligung.

Die Verlustteilnahme ist der gesetzliche Regelfall. Wie bereits beschrieben, hat die
Verlustteilnahme nur Wirkung im Innenverhiltnis. Zu den Auswirkungen im Konkursfall
(s.u. § 86).

Die Verlustteilnahme kann auch konkludent ausgeschlossen werden, was etwa bei Zusage
eines Mindestgewinns der Fall ist.

Absatz 3.

Im Falle der besonderen stillen Geselischaft mit Geschiftsfihrungsbefugnis des stillen
Geselischafters steht dem stillen Gesellschafter ein Gewinnanteil als Tatigkeitsverglitung
zu (vgl. auch § 28 Abs. 3). Die Verlustbeteiligung dndert sich dagegen nicht. Nachdem
es sich bei der besonderen stillen Gesellschaft ohnehin um einen vom Gesetz ab-
weichenden Fall handelt, den die Parteien vereinbaren miissen, werden sie die Frage des
genauen Umfangs des Gewinnanteils fur die Geschiftsfihrung durch den stillen Gesell-
schafter mitregeln.
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§ 235 HGB [Auscinandersetzung]

(1) Nach der Aulibsung der stillen Geaclischatt hat sich der Inhaber des Handelsgeachits mit dem stillen Go-
lischats und dessen Guthaben in Geld b

@ Die zur Zeit der Aufissung schwebenden Geachift den vom Inhsber des Handel hifts abg
kelt. Der stille Gesellschafter nimmt an dem Gewinn oder Verlust teil, dﬂnehmdmduehlﬂna;in

3) Er kann am SchluB jedes Geschifisjahrs Rechenschaft dber dic inzwischen beendigten Geschifie, Aus-
zahlung des ihm gebihrenden Betrags und Auskunft dber den Stand der noch schwebenden Goschific
verlangen.

Erlauterungen

Absatz 1.

Der Inhaber des Unternehmens muB8 eine auf den Auflosungstag bezogene Auseinander-
setzungsbilanz erstellen. Nachdem die stille Gesellschaft ein rein schuldrechtlicher Ver-
trag ohne Gesamthandsvermogen ist, findet eine Liquidation nicht statt. Der stille Gesell-
schafter hat nur einen Zahlungsanspruch in Geld. Hat er vereinbart, da8 bestimmte ein-
gebrachte Gegenstande zuriickzugewahren sind, hat er hierauf Anspruch. Ansonsten steht
ihm auch wegen der Einlage, soweit eingebracht, nur ein Anspruch in Geld zu. In die
Bilanz wird die Einlage entsprechend ihrem tatsichlichen oder vereinbarten Wert einge-
stellt, soweit sie nicht aufgezehrt ist. Weiterhin sind die Gewinne und Verluste des lau-
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fenden Geschaftsjahrs aufzunehmen. Auch die aus fritheren Geschaftsjahren stehengelas-
senen Gewinne werden eingestellt.

Wertsteigerungen des AnlagevermOgens werden nur beriicksichtigt, soweit dies ver-
einbart war (§ 80) oder die Anlagegegenstinde zum Betrieb der stillen Gesellschaft ge-
horten, was insbesondere der Fall ist, wenn sie gerade mit den Mitteln, die der stille Ge-
sellschafter zu diesen Zweck einbrachte, angeschafft wurden.

Ergibt sich ein Negativsaldo, besteht keine NachschuBpflicht. Sollte allerdings seine
Einlage riickstindig sein, muB der stille Gesellschafter sie einbringen, soweit er an Vez-
lusten teilnimmt.

Abfindungsklauseln sind grundsatzlich zulassig. Sie unterliegen jedoch den Beschrinkun-
gen des § 48 Abs. 2. Dadurch wird um zu verhindert, daB eine Vertragspartei rechtlos
gestellt wird.

Absatz 2.

Schwebend sind solche Geschifte, durch die der Inhaber des Unternehmens zwar ver-
pflichtet ist, die aber noch nicht oder nicht vollstandig erfillt sind. Hinzu kommen sol-
che Geschifte, die nach Auflosung der Gesellschaft getitigt werden, und die dem Zweck
dienen, die Durchfiihrung schwebender Geschafte zu ermoglichen. Verkauft der Inhaber
also beispielsweise zwei Tonnen Weizen, lieferbar in sechs Monaten, gehort sowohl die-
ses Geschiaft wie die notwendigen Einkdufe zum Zwecke der Lieferung zu den schwe-
benden Geschaften.

Dauerschuldverhiltnisse sind von den schwebenden Geschiften auszunehmen. Dies gilt
sowohl fiir Auftrage wie Belastungen. Die Miete von Geschaftsriumen wird daher nur in
die Bilanz des laufenden Geschiftsjahrs eingestellt. Gleiches gilt, falls mit Kunden ein
Dauerlieferungsvertrag geschlossen wurde. Ansonsten wire namlich die Ausein-
andersetzung der stillen Gesellschaft iber Gebiihr erschwert, da dic Parteien mit dem Ri-
siko langfristiger Vertrige belastet waren und faktisch noch auf Jahre die Gesellschaft in
ihren wesentlichen Geschiftsvorgingen iiber Abs. 2 fortsetzen miiiten.
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§ 236 HGB [Konkurs des Inhabers)

1) Wird Gber das Vermdgen des Inhabers des Handelsgeschifts der Konkurs exdffnet, so kann der stille Ge-
sclischafier wegen der Einlage, soweit sic den Betrag des auf jhn entfallenden Anteils am Verlust Ober-
steigt, cine Forderung als Konkursgliubiger geliend mach

(2)  Ist dic Binlage rickstindig, so hat sic der stille Gesellschafier bis zu dem Betrage, der zur Deckung des
auf ihn entfallenden Antcils am Verlust erforderiich ist, zur Konkurumasse zu zahlen.

Erlauterungen

Absatz 1.

Wie bereits beschrieben, 16st der Konkurs des Inhabers die Gesellschaft auf (s.0. zu §
84). Absatz 1 stellt klar, daB der stille Gesellschafter als schuldrechtlicher Ver-
tragspartner wie alle nicht bevorrechtigten Gliubiger zu behandeln ist (Art. 86 Abs. 1
Nr. 4 der estnischen Konkursordnung). Er kann nur die zum Gebrauch iberlassenen
Gegenstinde aussondern (Art. 53 der estnischen Konkursordnung). Auch die aus schwe-
benden Geschiften bestehenden Forderungen des stillen Gesellschafters sind gewdhnliche
Konkursforderungen.
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Absatz 2.

Eine riickstandige Einlage mu$ der stille Gesellschafter leisten, wenn er am Verlust teil-
nimmt und soweit die Einlage benotigt wird, um den auf ihn entfallenden Anteil am
Verlust zu decken.

Hatte der stille Gesellschafter bereits vor dem Konkurs einen Rickzahlungsanspruch ge-
gen den Inhaber, kann er aufrechnen.

Dem stillen Gesellschafter kann im Einzelfall ein Anspruch gegen den Inhaber auf Scha-
densersatz wegen unsorgfaltiger Geschaftsfihrung zustehen. Mit diesem kann er nicht
aufrechnen, da er scnst gegeniiber anderen Gliaubigem bevorzugt wirde und § 86 weit-
gehend uberflassig ware.

Nicht gesondert geregelt ist der Konkurs des stillen Gesellschafters. Dieser ist ein
Auflosungsgrund, so daB entsprechend § 85 eine Auseinandersetzungsbilanz zu erstellen
ist. Ergibt sich ein positiver Saldo, ist er vom Inhaber an die Konkursmasse zu leisten
(Art. 41, 52 der estnischen Konkursordnung). Ein negativer Saldo ist, soweit iiberhaupt
ausgleichspflichtig, als gewohnliche Konkursforderung anzumelden.
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§ 234 HGB [Kiindigung der Gesellschaft; Tod des stillen Gesellschaficrs]

[¢)] Aufdwl(undngungdermllmWﬂdnﬂmkmmdmhmcﬂubwds
stillen Gesellschafiers finden dic Vorschrifien der §§ 132, 134 und 135 prech A Die

Vorschriften des mmnmmmmmumumnmwmm
den ohne Einhaltung ciner Frist zu kiindigen, blciben unberilhrt.

2) Durch den Tod des stillen Gesellschafiers wird dic stille Gesclischaft nicht aufgelost.

§ 723 BGB [Kiindigung durch Geselischafier}

(1) Ist die Geselischaft nicht fir eme besti Zcit eingegangen, 30 kann jeder Gesellachafier sic jed
kiindigen. Ist cine Zeitd bestimmt, 80 ist die Kiindigung vor dem Ablaufc der Zeit zulissig, weann cin
wichtiger Grund vorlicgt; ein solcher Grund ist insbesond: rhanden, wenn cin anderer Gesellschafl

einc ihm nach dem Gesellschaft ug oblicgende Verpilichtung vorsitzlich oder aus grober Fahrliasig-
keit verletzt oder wenn dic Erflillung einer solchen Verpflichtung Sglich wird. Unter der gleichen
Voraussetzung ist, wenn cine Kindigungsfrist bestimmt ist, die Kindigung ohne Einhalumg der Frist zu-
lissig.

140593 GZ\VVO40SEST3.TXT



- 188 -

§ 726 BGB [Auflosung wegen Erreichens oder Unméglichwerdens des Zwecks]

Dic Gescllschaft endigt, wenn der int Zweck icht oder dessen Erreich oglich den ist.

§ 727 BGB [Auflosung durch Tod cines Gesellschafters]

(1) Dic Gescllschaft wird durch den Tod cines Gesellschafiers sufgelost, sofern nicht sus dem Gesell-
schafisvertrage sich cin anderes ergibt.

) Im Falle der Auflosung hat der Erbe des rb Gesclischafiers den Tod unverziiglich annzeigen
und, wean mit dem Aufschube Gefahr verbunden ist, die scinem Erbl durch den Gesclischatsvertrag
Ubertragencn Geschifte fortzufilhren, bis dic Gbrigen Gesellschafier in Gemeinschaft mit ihm Phrsorge
treffen konnen. Dic Ubrigen Gesellschafier sind in gleicher Weise zur einstweiligen Fortfihrung der ihnco
iibertragenen Geschific verpflichiet. Dic Gescllschaft gikt i it als fortbestehend

§ 728 BGB [Auflosung durch Konkurs cines Gesellschaficrs)

Die Geselischaft wird durch dic Erdfinung des Konk Gber das Vermogen cines Gescllschafters aufgeldet. Die
Vorschrift des § 727 Abs. 2 Satz 2, 3 finden Anwendung.

Erlauterungen

Absatz 1.

Begrifflich zu unterscheiden ist zwischen der Auflosung und der Beendigung. Durch die
Auflésung tritt eine OHG oder KG in das Stadium der Abwicklung ein. Beendet ist sie
nach deren AbschluB. Nachdem die stille Gesellschaft kein eigenstindiges Vermdgen hat,
ist eine Liquidation im technischen Sinne bei ihr ausgeschlossen. Da jedoch auch bei der
stillen Gesellschaft schwebende Geschifte abzuwickeln sind und eingebrachte Vermd-
gensgegenstinde zuriickgewahrt werden missen, kann es auch hier cine Phase der Ab-
wicklung geben (auf die allerdings nicht die Liquidationsvorschrifien Anwendung fin-
den). In dieser Phase miissen die Gesellschafter so zusammenwirken, da8 die Auseinan-
dersetzung mit groBtmoglichem Nutzen fur beide Seiten vollzogen wird. Schwebende
Geschafte diirfen daher beispielsweise nicht aus Arger iber eine Kiindigung unginstig
abgewickelt werden; auch in diesem Stadium bestehen noch Treuepflichten.

Die stille Gesellschaft, soweit der Gesellschaftsvertrag nicht eine abweichende Regelung
enthilt, wird aufgelost:

- durch Erreichung des Gesellschaftszwecks oder dessen Unmoglichkeit,
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- durch Zeitablauf oder den Eintritt einer auflosenden Bedingung,

- durch Beschlul der Gesellschafter,

- durch Erdffnung des Konkurses iber das Vermdgen des Inhabers des Unternehmens
oder des stillen Gesellschafters, durch ordentliche Kiindigung,

- durch auBerordentliche Kiindigung,

- durch Kiindigung eines Gliubigers des stillen Gesellschafters.

§ 39 Nr. 3 kann deshalb keine Anwendung finden, weil die stille Gesellschaft als Innen-
gesellschaft Giber kein eigenes Vermbgen verfigt.

Die Unmoglichkeit der Zweckerreichung mu8 dauernd und nicht blo8 voriibergehend
sein.

Wird die stille Gesellschaft auf bestimmte Zeit eingegangen, ist damit das Kiindi-
gungsrecht ausgeschlossen. Dem stillen Gesellschafter verbleibt nur das Recht zur au-
Berordentlichen Kiindigung. Um cine méglichst lange Laufzeit der Gesellschaft ohne
die Moglichkeit zur ordentlichen Kiindigung zu erreichen, wird in der Praxis daher oft
eine stille Gesellschaft auf bestimmte Zeit vereinbart, wobei die Periode sehr lang ist.
Dies ist grundsitzlich zulissig. Durch ein solches Vorgehen darf es jedoch nicht zu einer
unverhaltnismiBig langen Bindung der Gesellschafter kommen. Ein Kindigungsaus-
schluB auf Lebenszeit oder einer Zeitspanne, die dem nahe kommt, ist daher unzulissig.

Ist kein Ausschlu8 der Kiindigung vereinbart, kann diese nach dem Gesetz zum Ende des
Geschaftsjahrs mit sechsmonatiger Kindigungsfrist erfolgen.

Eine auBlerordentliche Kiindigung bedarf keiner gerichtlichen Entscheidung, da die Ge-
sellschaft eine reine Innengesellschaft ist, so daB es den Parteien {iberlassen bleiben
kann, gerichtlich das Fortbestehen der Gesellschaft feststellen zu lassen (anders § 40 fur
die OHG und KG).

Das Vorliegen eines wichtigen Grundes ist einzelfallabhingig. Es mu dem anderen Ge-
sellschafter unzumutbar sein, die Gesellschaft bis zur nichsten Moglichkeit einer regula-
ren Kindigung fortzusetzen. Mafigeblich ist demnach das MaB der aufgetretenen Stdrung
insbesondere auch in bezug auf ein bestehendes Vertrauensverhiltnis und die Art der
stillen Gesellschaft. Unredlichkeit des Inhabers bei der Gewinnberechnung stellt immer
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einen wichtigen Grund dar. Bei einer besonderen stillen Gesellschaft reichen auch schon
personliche Spannungen fir die Annahme eines wichtigen Grundes aus, sofern zuvor ein
Vertrauensverhiltnis bestand. Auch die grundlose Versagung vertraglich vereinbarter
Rechte bei der besonderen stillen Gesellschaft berechtigt zur auBerordentlichen Kiindi-
gung.

Entsprechend § 42 kann auch ein Gliiubiger des stillen Gesellschafters die Gesellschaft
kiindigen. Glaubiger des Inhabers des Unternehmens haben ohnehin Zugriff auf das ge-
samte Vermogen, so daB fur sie § 42 ohne Bedeutung ist.

Bei einer stillen Gesellschaft mit mehreren stillen Gesellschaftern wird dic Gesell-
schaft unter den verbleibenden Gesellschaftern entsprechend § 39 fortgesetzt, sofern nur
in der Person eines stillen Gesellschafters ein Auflosungsgrund entsteht. Liegt der Aufld-
sungsgrund dagegen auf seiten des Inhabers des Unternehmens, wird die stille Gesell-
schaft aufgelost.

Absatz 2.

Absatz 2 stellt klar, daB beim Tod des stillen Gesellschafters die gewdhnliche stille Ge-
sellschaft mit dessen Erben fortgesetzt wird. Die Rechte und Pflichten des stillen Ge-
sellschafters fallen den Erben gemeinschaftlich zu, so da8 weiterhin nur eine einzige
stille Gesellschaft vorhanden ist.

Bei der besonderen stillen Gesellschaft kann AnlaB fiir die Einrdumung weitergehender
Kompetenzen fir den stillen Gesellschafter eine Vertrauensbeziehung zum Inhaber des
Unternehmens gewesen sein. Auch kann der stille Gesellschafter die Geschiftsfihrung
nur iibernommen haben, um im Rahmen einer Vertrauensbeziehung eine persdnliche Ge-
falligkeit zu erweisen. Nach dem Tod eines der Gesellschafter soll die jeweils andere
Seite deshalb die Moglichkeit haben, die auBergewohnlichen Rechte bzw. Pflichten auf
das gewohnliche MaB zu reduzieren. Insoweit ist die Interessenlage der in § 44 Abs. 1
vergleichbar. Da die Gesellschaft nach dem Gesetz fortbesteht, soll der Tod auch einen
auBerordentlichen Kiindigungsgrund darstellen. Satz 3 gewahrleistet die notwendige
Rechtssicherheit fur beide Seiten. Entscheidend ist die Kenntnis des jeweiligen Ver-
tragspartners, so daB die Jahresfrist fur jede Partei getrennt zu berechnen ist und daher
zu unterschiedlichen Zeitpunkten enden kann.
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schafter sich den Gewinn auch hitte auszahlen lassen kinnen. Entscheidend fir die Ein-
ordnung einer Kontoposition als Gewinn ist die einmal getroffenc Feststellung in der je-
weiligen Gewinn- und Verlustrechnung, nicht aber, ob eine Auszahlung an den stillen
Geselischafter erfolgt war. Soweit also ein Gewinn einmal (rechtmiBig) festgestellt wird,
kann er, selbst wenn er stehen bleibt, spiter nicht mehr zum Verlustausgleich herangezo-
gen werden.

Das Geschiftsjahr wird von den Parteien festgelegt, dauert aber lingstens ein Kalender-
jahr.

Fiir die Verlustberechnung gilt Abs. 1 entsprechend. Verluste des Unternehmens, die
nicht zum Betrieb der stillen Gesellschaft gehoren, mindern folglich auch nicht den Ge-
winn bzw. die Einlage des stillen Gesellschafters. Gleiches gilt fir Geschafte, die der In-
haber nach dem Gesellschaftsvertrag nicht vornehmen durfte.

Absatz 2.

Sofern eine Teilnahme des stillen Gesellschafters am Verlust nicht ausgeschlossen wurde,
mindern Verluste seine Einlage. Das kann so weit gehen, daB die Verluste zu einem ne-
gativen Saldo auf dem Einlagenkonto des stillen Gesellschafters fihren. Ein negativer
Saldo fuhrt jedoch nicht zu einer NachschuBpflicht und auch nicht zu einer Haftung ge-
geniber Dritten (vgl. Erlauterung zu § 79). Er wird vielmehr durch Gewinne nachfol-
gender Jahre wiederaufgefullt. Endet die stille Gesellschaft, wihrend der Saldo negativ
ist, muB der stille Gesellschafter den Negativsaldo nicht ausgleichen. Eine solche Pflicht
kann jedoch nach § 80 vorgesehen werden.

Absatz 3.

Absatz 3 bestimmt fir den Fall, daB der stille Gesellschafter seine Einlage noch nicht
vollstindig eingezahlt hat, eine Auszahlungssperre. Sie dient dem Zweck, den stillen
Gesellschafter zu einer schnellen Einzahlung der Einlage anzuhalten, bringt ihm aber
keine sonstigen Nachteile, da der auf ihn entfallende Gewinnanteil auf sein Einlagen-
konto gebucht statt ausgezahlt wird. Der Gewinnanteil reduziert damit nur die noch zu
erbringende Einlage.
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§ 233 HGB {Kontrollrecht des stillen Gesellschafters]

(¢)] Der stille Gescllschafter ist b htigt, dic abschriftlichc Mitteilung des Jahresabschlusses zu veriangea
und dessen Richtigkeit unter Einsicht der Bicher und Papicre zu prifen.

()] Dnem{?lGduBurgq-hchmGumwudanvonderf' hiftsfihrung geschl Ge-

lischafier eing i Rechte stichen dem stilien Gesellschafter nicht zu.

3) Auf Antrag des stilien Gescllschafiers kann das Gericht, wenn wichtige Griinde vorlicgen, dic Mitteilung
cinier Bilanz und cines Jahresabschl oder sonstiger Aulklirungen sowic dic Voriegung der Bicher
und Papiere jederzeit anordnen.

§ 716 BGB [Unterrichtungs- und Einsichtsrecht]

(1) Bin Geselischafter kann, auch wenn er von der Geschiftsfihrung ausgeschlossen ist, sich von den Angelo-
heiten der Gesellschaft onli ‘mwrﬁchmdncachﬂnbwhaumldnhmdﬂw
nn.dnmundtxchoudummﬁbqlnmmmsundda“ Lischafi

(2) Eine dicses Recht hlicBende oder beschrinkende Vercinbarung sieht der Geliendmachung des Reobis
nicht entgegen, wean Grund zu der Annahme unredlicher Geschiftsfiihrung besteht.

§ 810 BGB Einsicht in Urkunden]

Wer cin rechtliches Intcresse daran hat, cmemﬁundﬂnhumbeﬁndhchellrhmdennnudm lamn von dem

Bezsitzer dic Gestattung der Einsicht verlangen, wean die Urkunde in ! ichict oder in der Ur-
kundcemmchenﬂmmdqm d bestehendes Roch hift beurkundet ist oder wonn dic Urlumde
Verhandl ber ein Rechtsg uﬂuhdnzmhmmmundammm:wnhmmm
beiden und cinem gemeinschaftlichen Vermitiler gepflogen worden sind.

140593 GZ\V\40SEST3.TXT



_ 185 -

Erlauterungen

Absatz 1
Absatz 1 gewahrt dem stillen Gesellschafter ein jederzeit aliszuiibendes Kontroll- und In-
formationsrecht anhand der Geschiftsunterlagen.

Er hat dariberhinaus Anspruch auf Abschrift des Jahresabschlusses der stillen Gesell-
schaft und dessen Kontrolle nach § 22 Abs. 1 Satz 1 und 2. Endet die stille Gesellschaft,
ist ihm auch eine entsprechende Prifung der Auseinandersetzungsbilanz und schweben-
der Geschifte zu ermoglichen.

Der Anspruch des stillen Gesellschafters auf Einsicht ist persdnlich auszuiiben, wobei
sich der stille Gesellschafter eines Sachverstindigen oder seines Rechtsanwalts bzw.
Steuerberaters bedienen kann. Dessen Kosten trigt er selbst, es sei denn, dem Inhaber
fallen bei der Rechnungslegung Versaumnisse zur Last. Der Anspruch auf Einsicht kann
nicht selbstindig abgetreten werden.

Aus Treuepflichtgesichtspunkten kann der Inhaber des Unternehmens bei Vorliegen eines
besonderen Interesses an einer Geheimhaltung die Auskunft oder Einsicht in bestimmte
Unterlagen vorenthalten. Gerichtlich kann in diesem Fall jedoch mindestens das Vorlie-
gen einer solchen Ausnahmesituation Gberpriift werden. Nachdem der stille Gesellschaf-
ter der Verschwiegenheitspflicht unterliegt, sind hieran hohe Anforderungen zu stellen.
Denkbar wire das Vorliegen einer Ausnahmesituation etwa, wenn der stille Gesellschaf-
ter in der Vergangenheit die Verschwiegenheitspflicht schon einmal verletzt hatte.

Einsicht heit nicht Herausgabe. Stattdessen wird man dem stillen Gesellschafter das
Recht auf Kopie zugestehen miissen, falls er die Unterlagen extern iiberpriiffen lassen
will.

Das Antragsrecht nach § 22 Abs. 2 dient zur Durchsetzung der Anspriiche nach § 22
Abs. 1.
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Die Verschwiegenheitspflicht ist Auspragung der Treuepflicht und dient dem Schutz des
Unternehmens.

Nach § 22 Abs. 4 liegt dispositives Recht vor. Mit Ausnahme des Anspruchs auf Aus-
handigung des Jahresabschlusses und dessen Prifung konnen die Befugnisse des stillen
Gesellschafters also teilweise oder ganz abbedungen werden. Dies gilt nicht fur den Fall
des Verdachts unredlicher Geschiftsfihrung durch den Inhaber.
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$ 237 HGB [Konkursanfechtung]

(1)  Ist sufgrund ciner im letzten Jahr vor der Erdfinung des Konkurses zwischen dem Inhaber des Handelsg
zurickgewihrt worden oder sein Anteil an dom entstandencn Veriuste ganz oder teilweise erlassen wor-
den, 50 kann die Rickgewidhr oder der Eria8 von dem Konkursverwalier angefochten werden. Es begriln-
det keinen Unterschicd, ob dic Rickgewahr oder der Erlad unter Aufidsung der Gescllschatt stattgefunden
hat.

2) Dic Anfechtung ist ausgeschl wean der Konkurs in Umstinden scinen Grund hat, dic erst nach Ver-
einbarung der Riickgewihr oder des Eriasscs eingetroten sind.

3) Die Vorschriften der Konkursordnung iiber dic Gellendmachung der Anfechtung und deren Wirkung fin-
den Anwendung.

Erauterungen

Die Norm erganzt das Konkursrecht. Die Anfechtung bewirkt nicht die Nichtigkeit der
Riickgewahr oder des Erlasses, sondern stellt einen gesetzlichen Anspruch auf
Wiederherstellung des Zustands vor der angefochtenen Handlung dar. Die Norm erginzt
Art. 45 und 48 der estnischen Konkursordnung.

140593 GZ\V\O40SEST3.TXT



- 196 -

Mit Vereinbarung nach Absatz 1 ist eine auBerhalb des Gesellschaftsvertrages getroffene
Abrede oder Anderung des Gesellschaftsvertrages gemeint. Sieht dagegen bereits der ur-
springliche Gesellschaftsvertrag die Riickgewahr zu diesem Zeitpunkt vor, findet Abs. 1
keine Anwendung.

Gleiches gilt, falls die Rickgewahr auf einem Auflosungsgrund nach § 84 beruht. Aus-
genommen sind allerdings ordentliche Kiindigungen, da sie im Belieben der Parteien ste-
hen. Der Begriff der Riickgewahr ist weit auszulegen und auf Umgehungsgeschifte zu
erstrecken.

ol
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... 0sa
Seltsing

1. peatikk.
ULDSATTED

8 1. Seltsingu mdiste

Seltsingulepinguga kohustub kaks vdi enam isikut (seltsinglased)
tegutsema Uhise eesmargi saavutamiseks, aidates sellele kaasa lepingus
madaratud viisil, isedranis panuste tegemisega.

§ 2. Panused

(1) Seltsinglase panuseks voOib olla igasugune Uhise eesmargi
edendamine, sealhulgas seltsingule teenuste osutamine.

(2) Seltsinglaste panused on vordsed, kui lepinguga ei ole ette nahtud
teisiti.

(3) Rahas vdi asendatavates vOi aratarvitatavates asjades sooritatavad
panused lahevad kahtluse korral seltsinglaste Uhisomandisse. Sama kehtib
muude Uleantavate esemete kohta, kui need antakse seltsingule Ule hindamise
jargi, mis ei ole maaratud ainult kasumi jaotamiseks.

(4) Riski kandmise ja vastutusele eseme puuduste eest kohaldatakse
vastavalt Gurilepingu kohta séatestatut, kui seltsinglane annab asja seltsingu
kasutusse, ja muigilepingu kohta satestatut, kui ta annab omandi seltsingule Ule.

(5) Seltsinglane ei ole kohustatud suurendama kokkulepitud panust ega
sooritama taiendavaid panuseid, kui tema kokkulepitud osalus védheneb kahjumi
tagajarjel.

3. peatukk.
SELTSINGLASTEVAHELISED SUHTED

§ 3. Seltsingu juhtimine

(1) Igal seltsinglasel on digus ja kohustus osaleda seltsingu juhtimises, kui
ei ole kokku lepitud teisiti.

(2) Kui uhingulepinguga ei ole kokku lepitud teisiti, juhivad seltsinglased
seltsingut dhiselt ning iga tehingu tegemiseks on vajalik kdigi seltsinglaste
nousolek.
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8 4. Juhtimine Uksikute seltsinglaste poolt

(1) Uhingulepinguga v&ib juhtimisGiguse anda Uhele v&i mitmele
seltsinglasele. Sellisel juhul ei osale teised seltsinglased seltsingu juhtimises. Kui
juhtimine on antud mitmele seltsinglasele, juhivad nad seltsingut Uhiselt ning iga
tehingu tegemiseks on vajalik kdigi seltsinglaste ndusolek, kui ei ole kokku lepitud
teisiti.

(2) Mojuval pOhjusel voib seltsinglasele seltsingulepinguga antud
juhtimisdiguse ara votta teiste seltsinglaste (hehaalse otsusega, Kkui
dhingulepinguga ei ole ette ndhtud seltsinglaste otsuste tegemine
haalteenamusega. Mdojuvaks pohjuseks on eelkdige olulise kohustuse
taitmatajatmine seltsinglase poolt voi vbimetus seltsingut juhtida.

(3) Seltsinglane voib mdjuval pdhjusel juhtimisdigusest loobuda. Sellisel
juhul kohaldatakse vastavalt kdsundi §-s 15 satestatut.

§ 5. Vastuvaidlemisdigus

Juhtima digustatud seltsinglane ei vdi teha tegu, kui teine juhtima
digustatud osanik vaidleb sellele vastu.

8 6. Juhtimiseks digustatud seltsinglase digused ja kohustused

(1) Juhtimiseks digustatud seltsinglane ei tohi juhtimistlesandeid kahtluse
korral anda Ule kolmandale isikule. Vastavalt kohaldatakse kasundi 8§-s 6
satestatut.

(2) Muus osas kohaldatakse juhtivate seltsinglaste digustele ja
kohustustele teiste seltsinglaste suhtes kasundi kohta satestatut, kui
seltsingulepingust ega kaesolevas osas satestatust ei tulene teisiti.

8 7. Volituseta asjaajamise satete kohaldamine

Kui seltsinglane, kes ei ole juhtimiseks &igustatud, hoolitseb seltsingu
asjade eest vOi kui juhtimiseks oigustatud seltsinglane Uletab oma volitusi,
kohaldatakse vastavalt volituseta asjaajamise satteid.

§ 8. Aruandlus ja teabe andmine

(1) Juhtimiseks 6igustatud seltsinglane on seltsingu |6petamisel ja, kui
seltsingu eesmark vdi juhtimistlesanded seda nbuavad, ka juba seltsingusuhte
kestuse ajal kohustatud seltsinglastele oma tegevusest aru andma. Ta peab
esitama seltsinglastele vajalikud teated ja andma nende ndudel teavet seltsingu
tehingute kohta. Seltsingalsel on samuti 6igus tutuvuda ko&igu seltsingu
dokumentidega.

(2) Esimeses ldikes nimetatud digusi valistav voi piirav kokkulepe on
tuhine.
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8§ 9. Otsused

(1) lgapaevase tegevuse raamidest valjaminevate tegude tegemiseks on
vajalik osanike otsus. Otuse vastuvotmiseks on vajalik kdigi seltsinglaste
ndusolek, kui seaduses voi seltsingulepinguga ei ole ette nahtud teisiti.

(2) Kui vastavalt seltsingulepingule tehakse otsuseid haalteenamusega,
tuleb enamus kahtluse korral arvestada seltsinglaste arvu jargi.

8§ 10. Konkurentsikeeld

Ukski seltsinglane ei tohi oma eriliseks kasuks teha tehinguid, millega
seltsingu eesmark nurjataks voi seda kahjustataks

8 11. Seltsinglasdiguste Uleandmatus

Seltsingusuhtest tekkinud seltsinglastele (ksteise suhtes kuuluvad
ndudedigused ei ole Uleantavad, vélja arvatud seltsinglasele juhtimisest tuleneva
kulutuste huvitamise ndue ja ndue kasumile vai likvideerimisel saadavale varale.

§ 12. Seltsinguvara

(1) Seltsinglaste panused ja juhtimisega seltsingu jaoks omandatud
esemed lAhevad seltsinglaste Uhisomandisse.

(2) Seltsinguvarasse kuulub ka vara, mis omandatakse seltsinguvarasse
kuuluva Oiguse alusel vOi hilvitusena seltsinguvarasse kuuluva eseme
havitamise, rikkumise v8i aravotmise eest.

(3) Ndude kuuluvuse seltsinguvarasse peab volgnik alles siis enda suhtes
kehtida kaskma, kui volgnik saab kuuluvusest teada. Vastavalt kohaldatakse
Uldosa §-des 139 ja 141 2. Idikes satestatut.

§ 13. Seltsinguvara seotus

(1) Seltsinglane ei vdi kasutada seltsinguvarasse kuuluvaid esemeid ega
oma osa seltsinguvaras. Seltsinglane ei vdi nduda seltsinguvara jagamist.

(2) Seltsinguvarasse kuuluva nduet ei vOi volgnik tasaarvestada talle
Uksiku seltsinglase vastu kuuluva ndudega.

8 14. Arvestusaruanne ja kasumi jaotamine

(1) Seltsinglane vodib arvestusaruannet ning kasumi ja kahjumi jaotamist
nduda alles parast seltsingu I6petamist.

(2) Kui seltsing on pikema kestusega, tuleb arvestusaruanne koostada ja
kasum jaotada kahtluse korral iga majanduaasta I6pus.
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§ 15. Osad kasumis ja kahjumis

(1) Kui seltsinglaste osalus kasumis ja kahjumis ei ole maaratud,
arvestatakse igale seltsinglasele langev osa vastavalt tema panuse suurusele, kui
seltsingulepinguga ei ole ette nahtud teisiti.

(2) Kui maaratud on ainult osa kasumis voi kahjumis, kehtib maaramine
kahtluse korral nii kasumi kui kahjumi suhtes.

4. peatukk.
SELTSINGLASTE SUHTED KOLMANDATE ISIKUTEGA

8§ 16. Esindamine

(1) Kui seltsinglane on seltsingulepingu jargi digustatud seltsingut juhtima,
loetakse kahtluse korral, et ta on ka volitatud esindama teisi seltsinglasi suhetes
kolmandate isikutega.

(2) Kui seltsinglane sdlmib seltsingu arvel, kuid omal nimel kolmanda
isikuga tehinguid, saab ainult tema kolmanda isiku suhtes neist tehingutest
digustatud ja kohustatud.

(3) Kui seltsinglane sdlmib kolmanda isikuga tehinguid seltsingu voi koigi
seltsinglaste nimel, saavad ulejddnud seltsinglased kolmanda isiku suhtes ainult
niivord digustatud ja kohustatud, kui see tuleneb esinduse satetest.

§ 17. Esindusdiguse aravotmine

Mojuval pOhjusel vdib  seltsinglasele  seltsingulepinguga antud
esindusbiguse &ra votta teiste seltsinglaste Uhehaalse otsusega, Kkui
dhingulepinguga ei ole ette ndhtud seltsinglaste otsuste tegemine
haalteenamusega. Mdojuvaks pobhjuseks on eelkdige olulise kohustuse
taitmatajatmine seltsinglase poolt vdi vOimetus seltsingut esindada. Kui
seltsinglane on seltsingulepinguga volitatud seltsingut nii esindama kui , vdib
esindusodiguse ara votta ainult koos juhtimisGiguse aravotmisega.

8§ 18. Seltsinglaste vastutus
Seltsinglaste poolt Uhiselt kolmandate isikute ees vbetud kohustuste eest

vastutavad seltsinglased solidaarselt, kui vblausaldajaga ei ole kokku lepitud
teisti.
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5. peatukk.

SELTSINGU LOPETAMINE NING SELTSINGLASE LAHKUMINE VOI
VALJAARVAMINE
§ 19. Seltsingulepingu Idpetamise alused

Seltsinguleping I6petatakse:

1) seltsinglaste otsusega,

2) ulesutlemisega;

3) seltsinglase surmaga, kui seltsingulepinguga ei ole ette nahtud teisiti;

4) seltsingu eesmaérgi saavutamisega vOi selle saavutamise vdimatuse
iimnemisega;

5) tahtaja méddumisega;

6) seltsinglase pankrotiga voi teovbimetuks muutumisega.

(2) Seltsingulepingu l6ppemine ei muuda kohustusi kolmandate isikute
suhtes.

§ 20. Ulesitlemine seltsinglase poolt

(1) Kui seltsinguleping ei ole sdlmitud méaaratud ajaks, voib iga seltsinglane
selle igal ajal ules delda. Kui seltsingulepingu ajaline kestus on méaéaratud, voib
selle Ules 6elda ainult mojuval pdhjusel. Mdjuvaks pdhjuseks on eelkdige olulise
kohustuse taitmatajatmine teise seltsinglase poolt voi selle taitmise voimatus.

(2) Kui seltsingulepingus on ulesutlemistdhtaeg maaratud, véib lepingu 1.
I6ikes nimetatud mojuvatel pohjustel Ules delda ka tdhtaega jargimata.

(3) Kui seltsinguleping on sdlmitud seltsinglase eluajaks, vdib selle samal
viisil Ules 6elda nagu mé&aramata ajaks tehtud seltsingu. Sama kehtib, kui
seltsingut parast maaratud tahtaja méddumist vaikimisi jatkatakse.

(4) Ulesitlemine ei tohi toimuda ebasobival ajal, valja arvatud juhul kui
ebasobival ajal Ulesttlemiseks on olemas mdjuv pdhjus. Kui seltsinglane utleb
iima sellise pdhjuseta Ules ebasobival ajal, peab ta teistele seltsinglastele
hivitama sellest tekkinud kahju.

(5) Kokkulepe, millega 0digus seltsing olulisel pdhjusel dles 06elda
valistatakse vOi nende satete vastaselt piiratakse, on tihine.

§ 21. Seltsinglase surm.

(1) Seltsinglase surmast tuleb parijate poolt teistele seltsinglastele
vilvitamata teatada. See kehtib ka siis, kui surm vastavalt seltsingulepingule
seltsingut ei l6peta. Sama kohustus on seltsinglase vastu pankrotimenetluse
alustamisel pankrotihalduril.

(2) Uhingulepinguga vdib naha ette, et seltsing I16peb seltsinglase surmaga
ka juhul, kui see koosneb enam kui kahest isikust.

(3) Surnud seltsinglase parijad ei pea taditma mingeid parast seltsinglase
surma tekkinud kohustusi seltsingule ega vo6i esitada mingeid ndudeid seltsingu
tulevikus tekkivale kasumile.

(4) Seltsinglase parija saa seltsingalse surma korral iseenesest
seltsinglaseks. Selline kokkulepe on tuhine.
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(5) Kui seltsinglasel on taitmata mingi kohustus seltsingu suhtes, peavad
parijad selle taitma. Kohustuse taitmatajatmise korral vastutavad parijad ainult
tahtluse voi raske ettevaatamatuse korral.

(6) Oigused ja kohustused, mis on tekkinud parandaja eluajal suhtest
seltsinguga, lahevad Ule tema parijatele.

§ 22. Ulesiitlemine vdlausaldaja poolt

(1) Kui seltsinglase volausaldaja nbude rahuldamiseks on edutult toimunud
taitmine seltsinglase varast, vdib ta seltsingu ilma ulesitlemistdhtaega jargimata
ules 6elda.

(2) Kuni seltsing on olemas, ei saa v0lausaldaja seltsingusuhtest
tulenevaid seltsinglase digusi, valja arvatud ndudedigust kasumiosale, maksma
panna.

§ 23. Seltsingu likvideerimine

(1) Peale seltsingu |6petamist toimub seltsinglaste vahel seltsingu
likvideerimine.

(2) Likvideerimisele kohaldatakse vastavalt kaasomandi jaotamise satteid,
kui kdesolevas peattikis satestatust ei tulene teisiti.

(3) Esemed, mis seltsinglane on andnud seltsingu kasutusse, tuleb talle
tagasi anda. Juhuse labi kaotsi lainud vdi halvenenud eseme eest ei voi ta
hivitust nduda.

(4) Kohustuste taitmiseks ja panuste tagastamiseks tuleb seltsinguvara,
niivord kui see on vajalik, mida.

§ 24. Juhtimisdiguse ja esindusdiguse |I6ppemine

(1) Seltsingu Idpetamisega l6peb seltsingulepinguga seltsinglasele antud
juhtimisdigus, kui seltsingulepinguga ei ole ette nahtud teisiti. Seltsingu
|6petamisest alates kuulub juhtimisdigus koigile seltsinglastele Uhiselt.
Seltsinglasele seltsingulepinguga antud juhtimisdigus kehtib tema suhtes ajani,
mil ta saab vdi peab teada saama seltsingu I6petamisest.

(2) Kui viivitusega on seotud oht, on iga seltsinglane digustatud ja
kohustatud talle seltsingulepinguga Ule kantud tehinguid jatkama kuni
seltsinglased selle eest muul viisil hoolitseda saavad. Sama kohustus lasub
surnud seltsinglase parijatel.

§ 25. Kohustuste taitmine

(1) Seltsinguvarast tuleb esmalt taita Uhised kohustused, sealhulgas
kohustused, mis on vdlausaldajate suhtes seltsinglaste vahel jagatud voi mille
eest vastutavad seltsinglase ees vdlgnikena teised seltsinglased. Kui kohustus ei
ole veel sissendutav voi on vaieldav, tuleb selle tasumiseks vajalik sailitada.

(2) Kui seltsinguvarast Uhiste kohustuste taitmiseks ei piisa, peavad
seltsinglased puuduoleva summa eest vastutama suhtes, milles nad peavad
katma kahjumi. Kui seltsinglaselt ei saa talle langevat summat katte, peavad
teised seltsinglased katma puudujdégi samas suhtes.
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§ 26. Panuste tagastamine

(1) Peale kohustuste taitmist Ulejaanud seltsinguvarast tuleb tagastada
seltsinglaste panused. Panuste eest, mis ei seisnenud rahas, tuleb htvitada
vaartus, mis neil oli tegemise ajal. Kui seltsinguvarast ei piisa paigutuste
tagastamiseks, kohaldatakse 8§ 25 2. |6ikes sétestatut.

(2) Panuste eest, mis seisnesid teenuste osutamises voi eseme kasutusse
andmises, ei vOi huvitust nduda, kui teisiti ei ole kokku lepitud.

§ 27. Ulejaagi jagamine

Kui parast Uhiste kohustuste taitmist ja panuste tagastamist jaab vara Ule,
kuulub see seltsinglastele vastavalt nende osade suhtele kasumis.

§ 28 Jatkamine

Kui seltsingulepingus on maaratud, et, kui seltsinglane (tleb
seltsingulepingu ules voi sureb voi kui tema vastu algatatakse pankrotimenetlust,
jatkatakse seltsingut teiste seltsinglastega, loetakse vastav seltsinglane
sundmuse saabumisel seltsingust lahkunuks.

§ 29. Valjaarvamine

Kui ilmnevad § 20 1. Idikes nimetatud mo&juvad pdhjused seltsingulepingu
ulesttlemiseks, vbib neid asjaolusid pdhjustanud seltsinglase seltsingust vélja
arvata. Valjaarvamisfigus kuulub teistele seltsinglastele Uhiselt. Valjaarvamine
toimub avaldusega véljaarvatava seltsinglase suhtes.

§ 30. Osa suurenemine

(1) Kui seltsinglane valjub seltsingust vbi arvatakse sealt vélja, suureneb
teiste seltsinglaste osalus vastavalt tema osaluse arvel.

(2) Teised seltsinglased on kohustatud lahkunud v6i valja arvatud
seltsinglasele esemed, mis ta on seltsingule kasutusse andnud, vastavalt § 23 3.
|6ikes satestatule tagastama ja maksma talle selle, mida ta oleks saanud,
likvideerimise korral, kui seltsing oleks tema lahkumise v&i valjaarvamise ajal
|6petatud.

8 31. Lahkunud vdi vélja arvatud seltsinglase vastutus

(1) Teised seltsinglased peavad valjuja vabastama Uhistest kohustustest.
Kui Uhised kohustused ei ole veel sissendutavad, voivad nad lahkunud voi valja
arvatud seltsinglasele tema vabastamise asemel anda tagatise.

(2) Kui seltsinguvarast ei piisa Uhiste kohustuste ja panuste katteks, peab
valjuja vastutama teiste seltsinglaste ees puuduoleva summa eest vastavalt tema
osalusele kahjumis.
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(3) Volausaldajate suhtes vastutab seltsingust lahkunud vdi valjaarvatud
seltsinglane solidaarselt teiste seltsinglastega seltsingu kohustuste eest, mis on
tekkinud enne tema lahkumist, kui see kohustus on muutunud sissendutavaks viie
aasta jooksul arvates valjumisest voi valjaarvamisest.

§ 32. L6petamata tehingud

(1) Lahkunud vdi valja arvatud seltsinglane osaleb seltsingu kasumis ja
kahjumis, mis tuleneb tema lahkumise vdi vdaljaarvamise ajaks I|Opetamata
tehingutest. Teistel seltsinglastel on Gigus need tehingud nii [Bpetada nagu neile
tundub kasulikumana.

(2) Lahkunud vai vélja arvatud seltsinglane vdib iga majandusaasta 16pul
nduda aruannet vahepeal |0petatud tehingute kohta, talle kuuluva summa
valjamaksmist ja teavet veel Idpetamata tehingute seisu kohta.

6. peatukk.
VAIKIV SELTSING

8§ 33. Vaikiva hingu mdiste ja olemus

(1) Vaikiva seltsingu lepinguga kohustub vaikiv seltsinglane ettevotte
omaniku suhtes teatud panuse tegemiseks ettevotte voi selle osa majandamiseks,
ettevOtte omanik aga vaikivale seltsinglasele osa maksmiseks kasumist, mis
vastab tema panusele.

(2) Panuseks voib olla kindlaksméaaratud rahasumma, konkreetne asi, 6igus
vOi muu vara, mis on kasutatav majandustegevuses.

(3) Vaikiv seltsinglane on kohustatud tle andma oma panuse eseme
ettevOtte omanikule vOi voimaldama tal seda kasutada majandustegevuses
kokkulepitud aja jooksul.

(4) Kui lepinguga ei ole ette nahtud teisiti, saab ettevbtja vaikiva
seltsinglase poolt Gle antud vara omanikuks.

(5) Ettevotte majandamisel tehtud tehingutest tulenevad Gigused ja
kohustused ainult ettevotte omanikule. Vaikiva seltsinglase suhtes peab ettevotte
omanik ettevotet hoolikalt majandama ning toimima vaikiva seltsinglase suhtes
heas usus.

8§ 34. Osaluse Uleandmine

Vaikivat osalust vOib Ule anda ainult ettevOtte omaniku ndusolekul.
Nousoleku vbib anda juba seltsingulepingus.
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8§ 35. Vaikiva seltsinglase taiendavad digused

(1) Seltsingulepinguga vbib ette ndha, et vaikivale seltsinglasele kuulub
lisaks kasumis osalemise Gigusele ka juhtimisdigus, samuti seaduses ette nahtud
ulatusest suuremad kontrollidigused.

(2) Kui vaikivale seltsinglasele antakse juhtimisfigus, vOib talt selle &ra
vOtta vastavalt 8 4 2. |6ikes sétestatule ainult lepinguga ette ndhtud juhtudel voi
olulisel pbdhjusel.

§ 36. Vaikiva seltsinglase kontrollidigus

Vaikival seltsinglasel on 6igus kontrollida ettevotte oamniku aridokumente
ja raamatupidamiskandeid, mis puudutavad majandustegevust, milles ta osaleb ja
saada ettevotte omaniku majandusaasta aruande &arakirja.

§ 37. Kasum ja kahjum

(1) Kasumi ja kahjumi jaotamine tuleb ette néha seltsingulepingus. Kui
seda ei ole tehtud, jagatakse kasum ja kahjum vastavalt ettevotte vaartuse
suhtele vaikiva seltsinglase panusesse vaikiva seltsingu loomise ajal.

(2) Seltsingulepinguga voOib ette naha, et vaikiv seltsinglane ei osale
kahjumi kandmises. Tema osalemist kasumis ei saa valistada.

(3) Kui vaikiv seltsinglane osaleb vastavalt § 35 1. |6ikele juhtimises, on tal
Bigus saada selle eest taiendavalt mdistusparane osa kasumist. Ulejaanud kasum
tuleb jagada vastavalt 2. |16ikes séatestatule.

§ 38. Kasumi ja kahjumi arvestamine

(1) Kolmekimne pé&eva jooksul parast majandusaasta aruande kinnitamist
peab ettevitte omanik kasumi ja kahjumi valja arvestama ja vaikivale
seltsinglasele langeva kasumiosa talle valja maksma.

(2) Vaikiv seltsinglane osaleb kahjumi katmises tksnes kuni sissemakstud
vOi maksmata panuse ulatuses. Ta ei ole kohustatud jargneva kahjumi tottu
tagastama valjamakstud kasumit. Seni, kuni tema panus on kahjumiga
vahenenud, kaetakse kasumist panuse vahenemine.

(3) Kui vaikiv seltsinglane ei ole panust taielikult tasunud, kaetakse
kasumiga eelkdige tema panus.

(4) Vaikivale seltsinglasele valjamaksmata kasumiosa ei suurenda tema
panust, kui teisiti ei ole kokku lepitud.

8 39. Vaikiva seltsingu ulesutlemine ja vaikiva seltsinglase surm

(1) Vaikiva seltsinguleping I16peb:

1) lepingutahtaja méodumisel;

2) lepingu ulesutlemisel, kui see ei olnud sdlmitud tdhtajaliselt;
3) lepingus margitud ettevotte tegevuse I6ppemisel;

4) ettevotte omaniku pankrotistumisel.
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(2) Kui lepingus ei ole naidatud teisiti, vBib seltsingulepingu Ules 6Gelda
vahemalt kuus kuud enne majandusaasta |6ppu.

(3) Seltsingu ulesutlemisele seltsinglase vdi vaikiva seltsingu vdlausaldaja
poolt kohaldatakse vastavalt §-des 20 ja 22 satestatut.

(4) Vaikiva seltsinglase surma korral jatkatakse vaikivat seltsingut tema
parijatega, kuid nii ettevotte omanik voi parijad voivad siiski nduda, et seltsing
|6petataks jooksva majandusaasta I0puks. Lepingupool peab selle suhtes 6
nadala jooksul parast vastava kirjaliku Uleskutse saabumist teise poole poolt oma
seisukoha avaldama.

(5) Kui 4. 16ikes nimetatud ulekutset ei tehta voi kui parija sellele ei vasta,
jatkatakse seltsingut parijatega. Uleskutse esitamise Gigus I6peb (he aasta
moodumissel parast seltsinglase surmast teadasaamist.

8 40. Likvideerimine

(1) Ettevdtja on kohustatud tagastama vaikivale seltsinglasele 30 paeva
jooksul lepingu I6ppemisest tema kasumi arvelt suurenenud voi kahjumi tagajarjel
vahenenud panuse.

(2) Vaikiv seltsingalne osaleb kasumis ja kahjumis, mis tuleneb tema
valjumise ajaks l6petamata tehingutest. Ettevotte omanik peab need tehingud
|6petama.

§ 41. Omaniku pankrot

(1) Ettevotte omaniku vastu pankrotimenetluse alustamisel vdib vaikiv
seltsinglane oma panuse alusel esitada tema vastu pankrotivblausaldajana néude
ulatuses, mille vorra tema panus uletab tema osa kahjumis.

(2) Kui vaikiv seltsinglane on oma panuse vdlgu, peab ta puuduva osa
maksma pankrotivarasse ulatuses, mis on vajalik katmaks tema osa kahjumis.

§ 42. Tagasivditmine

(1) Kui viimasel aastal enne pankrotimenetluse alustamist ettevotte
omaniku ja vaikiva seltsinglase vahel s6lmitud kokkuleppe alusel on seltsinglasele
panus taielikult vdi osaliselt tagastatud voi kui tema osast tekkinud kahjumis on
taielikult voi osaliselt loobutud, voib tagastamise vdi loobumise pankrotihalduri
poolt vaidlustada, sdltumata sellest, kas tagastamine v&i loobumine toimus
seltsingu I6petamisega voi ilma selleta.

(2) Vaidlustamine on valistatud, kui pankroti pdhjustas asjaolu, mis tekkis
alles péarast tagastamise voi loobumise kokkulepet.



	Werner Junge. Kurzgutachten zu drei Abschnitten des Entwurfs eines Zivilgesetzbuches für die Republik Estland. (15.07.1996)
	Dritter Abschnitt. Stille Gesellschaft. 
	Seltsing. (Seaduseelnõu, 1996)

